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4%-Abschlag bei Sachzuwendungen
Kein Bewertungsabschlag, wenn Höhe des Vorteils feststeht / Neue OFD-Verfügungen

Die Finanzverwaltung lehnt den in den Lohnsteu-
errichtlinien für Sachzuwendungen vorgesehenen 
Bewertungsabschlag von 4% in bestimmten Fäl-
len ab. 

VON PETER KOBLANK

Die drei steuerzahlerfreundlichen Urteile des Bundes-
finanzhofs (BFH) vom 11.11.2010, die am 9.2.2011 
veröffentlicht wurden,1 waren eine schallende Ohrfei-
ge für die Finanzverwaltung. Seither kann man u.a. 
auch im Ideenmanagement Warengutscheine im 
Rahmen der 44-Euro-Freigrenze nach § 8 Abs. 2 
Satz 9 EStG ohne lästige Restriktionen einsetzen.
Die spannende Frage, ob die Finanzverwaltung diese 
BFH-Urteile auch tatsächlich umsetzen würde, ist nun 
positiv beantwortet: Sie sind inzwischen im Bundess-
teuerblatt veröffentlicht worden und in allen offenen 
Fällen anzuwenden.2

Allerdings gibt es neue OFD-Verfügungen zur 44-
Euro-Freigrenze, die den 4%-igen Bewertungsab-
schlag z.B. bei nachträglicher Kostenerstattung, be-
tragsmäßig begrenzten Gutscheinen und zweckge-
bundenen Geldzuwendungen ablehnen.3

Hintergrund
Sachbezüge sind laut Einkommensteuergesetz mit 
den um "übliche Preisnachlässe" geminderten End-
preise anzusetzen.4 

Laut Lohnsteuerrichtlinien kann der geldwerte Vorteil 
bei einem Sachbezug aus Vereinfachungsgründen 
um 4% gekürzt werden.5

Beispiel: Ein Arbeitnehmer erhält von seinem Arbeitge-
ber ein T-Shirt, das der Arbeitgeber für 45 Euro inkl. 
MWSt eingekauft hat. Ermittlung des geldwerten Vor-
teils:
Kaufpreis: 45,00 Euro
Abschlag von 4%: - 1,80 Euro
Geldwerter Vorteil: 43,20 Euro
Dieses T-Shirt war bisher und ist auch künftig steuer-
und sozialversicherungsfrei, weil sein geldwerter Vorteil 
die 44-Euro-Freigrenze nach § 8 Abs. 2 S. 9 EStG nicht 
überschreitet. Diese Freigrenze gilt für den Gesamtwert 
aller Sachzuwendungen für einen Arbeitnehmer im je-
weiligen Monat. Wird sie überschritten, wird der volle 
Geldwert steuerpflichtig.

Nachträgliche Kostenerstattung
Der Bewertungsabschlag von 4% ist aber laut Auf-
fassung der Finanzverwaltung nicht anzuwenden, 
wenn der Arbeitnehmer selbst das T-Shirt für 45 Euro 
gekauft und vom Arbeitgeber nachträglich die Kosten 
erstattet bekommen hätte. 

Zweckgebundene Geldzuwendung
Ebenso ist es bei zweckgebundenen Zahlungen: Der 
Arbeitgeber hätte dem Arbeitnehmer, um die Frei-
grenze auszunutzen, nur 44 Euro geben dürfen, um  

sich ein T-Shirt zu kaufen. Ob der Arbeitnehmer den 
Kaufpreis anschließend von 45 Euro herunterhandeln 
oder einen Euro zuzahlen würde, müsste dieser dann 
selbst entscheiden.

Warengutschein
Nicht anders wäre es bei einem Gutschein über ein 
T-Shirt für maximal 45 Euro, auch er fiele nicht unter 
die 44-Euro-Freigrenze. 
Der Bewertungsabschlag von 4% wäre nur dann 
zulässig, wenn der Gutschein über ein genau mit 
Modell und Größe bestimmtes T-Shirt im Wert von 45 
Euro lauten würde. Da man aber genau diesen Auf-
wand bei Warengutscheinen vermeiden will, wird 
man in der Praxis die Freigrenze nur bis 44 Euro 
ausschöpfen und auf eigentliche Grenze von 45,83 
Euro (45,83  x  0,96 = 44,00) verzichten.

Fazit
Bei nachträglicher Kostenerstattung, zweckgebunde-
ner Geldzuwendung und Warengutscheinen ohne 
genaue Angabe von Art und Menge der Sachzuwen-
dung dürfen die 44 Euro nicht überschritten werden, 
sofern die 44-Euro-Freigrenze genutzt werden soll. 
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Die Regelung in R 8.1 Abs. 2 Satz 9 LStR, den geldwerten Vor-
teil bei einem Sachbezug mit 96% des Endpreises anzusetzen, 
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5) Lohnsteuerrichtlinien 2011 (LStR 2011) R 8.1 Abs. 2 Satz 9:
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